
Aktenzeichen

1.311....6„.0/.61
Verkündct

am 30 Juli 1962

I m N a m e n d e s V o l k e 5

In Sachen

......o.vol.-coer...InouonnoIoooeoooooucooueoooooaoo

Beklagten und Revisionsklägerin,

g e g e n

Klägerin und Revisionsbeklagte,

hat der 7„ Senat des Bundessozialgerichts auf_die

mündliche Verhandlung vom 3° Juli 1962, an der mit—

gewirkt haben

Senatspräsident Dr„ B e r n d t
als Vorsitzender,

Bundesrichtcr Dr„ K l ä B und

Bundesrichter ‘Dr„ K r e b s
als weitere Berufsriehter,

Bundessozialriehter K ö h l e r und

Bundessozialrichter Dr° Dr° H e l m s
als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt!

1) Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil
des Landessozialgerichts Baden—Württemberg vom
26 April 1961 wie folgt abgeändert:

Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil
des Sezialgerichtsl■mxemääf Juli 1960 insoxeit auf—
gehoben, als die Beklagte verpflichtet \urde, der
Klägerin einen neuen Bescheid über die Gewährung
von Arbeitslosengeld auch über den 2 Juni 1959
hinaus zu erteilen; in diesem Umfang wird die
Klage al sunzulüssig ebgex:iesen°

Im übrigen wird die Berufung zurückgewieseno

2) Die weitergehende Revision der Beklagten wird zu—
rückgewiesen°

3) Die Beklagte hat der Klägerin die außcrverichtli—
chen Kosten des Rev1s1onsverfahrens zu erstatten„
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l Die 1909 geborene, verheiratete Klägerin war in den J uhren 19511

bis 1958 zunächst als Stenotypistin, später als Kreisgeschäfts—

führerin beim Bund der vertriebenen Deutschen tätig; dieses Be—
sehäftigun gsverhältnis endete am 500 September 1958, Sie meldete

sich am 1„ Dezember 1958 arbeit*los und beantragte Ärbei tslesen—

geld (Alg)° Tach Untersuchung durch den Arbeitsamtsarzt bewillig—
te die Beklagte der Klägerin (Verfügung vom 16, Januar 1959) Alg

für die Dauer von 234 Wochentagen° . '

Als ein Versuch, die Klägerin als Hilfsarbeiterin zu vermitteln,

ges eheitert war, veranlaßte die Beklagte eine erneute arbeitsamts4

ztliehe Unter suchung, die am 20 Juni 1959 stattfand„ Bei dieser

Gelegenheit brachte. die Klägerin zum Ausdruck, daß sie wegen der

Pflegebedürftigkeit ihres zu 100 % kriegsbeschädigten Bhemannes,
dessen Gesundheitszustand sich verschlechtert habe, nur noch Halb—
tagsarbeit leisten könne, Eine gleiehlautcnde Erklärung gab sie

an demselben Tage auch schriftlich ab, Daraufhin entzog ihr die

Beklagte mit Verfügung vom 8° Juni 1959 das bewilligte Alg ab 20

Juni 1959, weil sie wegen Beschränkung auf Hal tagsarbeit der Ar—*

beitsvermittlung nicht mehr zur Verfügung stehe° Die Klägerin

hatte zu jenem Zeitpunkt aus der rüheren Bewilligung noch einen

Restansprueh auf Alg von 80 Wochentagen° Der Widerspruch der Klä—

g in, die sich bereit erklärte, täglich von 7,50 Uhr “is 14eoo
Uhr zu er eiten, wurde zurückgewiesen (Widerspruchsbescheid vom
40 i‘ä‘ugust 959“

I 0

nur ihre Klage hob das Sozialgericht (SG) die angefochtenen Be—
sehe de auf und verpflichtete die Beklagte, der Klägerin einen

3
neuen Bescheid uber die Gewährung von Alg auch über den 2, Juni

1959 hinaus zu erteilen (Urteil vom 260 Juli 1960), Es sah —
nach,

Einholung entsprechender Unterlagen — eine Arbeitszeit von wöchent—

lich 24 bis 50 Stunden, für die sich die Klägerin zur Verfügung

albta arbei tsstellen
Y■

gestellt habe, als üblich an, da im Bezirk H

für Dreuen bereits im Juni 1959—in & sreichendem I aße vorhanden

gewesen seien, Der Anspruch der Klug ri‘ auf Alg sei daher von

der zeitlichen Einse ehränkung ihrer Arbeitsbereitsohaft nicht be—

rührt werdcno Die Berufung der Beklagten hiergegen_wurde vom lan—
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dessozialgerieht (LSG) zurückgewiesen (Urteil vom 26° April
1961)° Das Berufungsgericht ließ die Frage, ob für die neben
der Aufhebuhgsklage erhobene Verpflichtungsklagc überhaupt

ein Rechtsschutzbedürfnis gegeben war, dahinstchcn; die Beklag—

te wende sich nicht gegen diese Form der Verurteilung, sondern

fühle sich nur durch die Aufhebung ihrer Entziehungsverfügung

besehwert° Dieser Entscheidung des SG sei jedoch im Ergebnis

beizupflichteno @ 76 Abs° 1 Nr„ 3 des Gesetzes über Arbeits—

vcrmittlung und Arbeitsloscnversicherung (AVAVG) enthalte

nämlich hinsichtlich der Dauer der Arbeitszeit zugunsten der

Porz nen eine Ausnahmercgelung, die infolge gewisser Umstände,

insbesondere tatsächlicher oder rechtlicher Bindungen wegen,

keine volle Beschäftigung annehmen könnten, aber noch zur Aus—
übung einer mehr als geringfügigen Tätigkeit im Sinne von 9 66

AVAVG bereit und fähig seien° Bezüglich der Verteilung der Ar—

beitszeit auf die einzelnen Wochentage und Tagesstunden sowie
aller sonstigen Arbeitsbedingungen müßten sie jedoch in der

Lage sein, eine Beschäftigung unter den üblichen Bedingungen

des allgemeinen Arbeitsmarktes zu verrichten° Diese Auslegung

des Gesetzes ergebc sich sowohl aus dem wortlaut des @ 76 Abs01

AVAVG als auch aus seiner Entstehungsgcschiehte° Der Gesetzge—
ber habe hier unter gewisser Erwei„erung des begünstigten Per—

sonenkreises bewußt den Inhalt des bis zum 31° März 1957 gel—
tenden'€ 87 a Abs° 2 AVAVG aF für die Neuregelung übernommen°

Dies erweise die vorgesehene Fassung des 5 88 Abs„ 2 aus dem

Regierungs ntwurf eines Änderungsgetetzcs zum AVAVG (Et—Drucks„

1274, 2„ Hahlpcriodc)„ Danach sollte auch als vermittlungsfä—

hig gelten, "wer wegen tatsächlicher oder rechtlicher Bindun-

gen” usw° ”nicht für die übliche Arbeitszeit, aber noch für‘

mehr als 24 Stunden wöchentlich ein Arbeitsvcrhältnis unter

den sonstigen üblichen Bedingungen des allgemeinen freien Ar—

beitsmarktes eingehen kann”° 3ie weiteren Gesctzesmaterialien

ließen nicht den Schluß zu, daß der Gesetzgeber die hier bc-

kundete Absicht, für einen bestimmten sehutzwürdigen Per: nen—
kreis eine Sonderregelung zu schaffen; bei der späteren Umfor«

mulierung von @ 88 des Entwurfs aufsegeben habe° Die Klägerin
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gehöre infolge der notwendigen Betreuung ihres sehwerkriegsbc—

sehädigtcn Ehemanncs unstreitig zu den Personen, die wegen recht—

licher Bindungen nicht voll, aber doch mehr als in gerinfügigem

Umfang arbeiten könnten° Sie gelte daher als verfügbar gemäß

@ 76 Abs, 1 Nr, 3 AVAVG, ohne daß es darauf ankomme, ob eine der—

artige Halbtagsarbeit 1959 im Bezir. üblich gewesen sei, Die Ent—

‘zichung des Alg sei daher rechtswidrig erfolgt°

Revision wurde zugelassen°

Gegen das ihr am 70 August 1961 zugestellte (% 4 des Verwaltungs—
zustellungsgesetzes — BGBl I, 379 —) Urteil des LSG legte die Be—
klagtc am 280 August Revision ein und begründete diese am 230

September 1961" Ihrer Auffassung nach hat das LSG den % 76 ibs„ 1

AVAVG u richtig ausgelegta Diese Vorschrift knüpfe die VerfügLar—

keit für die Arbeitsvcrmittlung an verschiedene teils subjektive,

teils objektive Voraussetzungen, die aber sämtlich erfüllt s in

müßten° Each Satzaufbau und Gliederung besögen sich die Nummern

1, 2 und 3 des Abs° 1 aaO jeweils auf eine Beschäftigung unter

den üblichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsiarktes; es sei

legiseh nicht möglich, eine negative Voraussetzung aus dem Zusam—

menhang heraussunehmen, um aus ihrem Nichtvor 'egen zu folgern,
-,

1

daß der Arbeitslose ungeachtet der fehlencen übrigen Vera‘sset—

hzungen verfügbar sei° Auch sei es
nicht statt aft, die “üblichen

Bedingungen" verschieden auszulegcn, je nachdem, ob sie in Ver—

bindung zu Nr° 2 oder zu Nr„ 3 gebracht würden„ Der besondere
Sinn des Relativsatzes "„‚o die eine Beschäftigung von mehr als

geringfügigen Umfa g {€ 66) ausschließen „o„” könne darin gese—
hen werden, daß die nach Nr„ 3 an Vollarbeit gehinderten Perso—

nen verfügbar seien, wenn Teilzeitarbeit üblich sei, wogegen die

in Era 1 erforderliche ernstliche Arbeitsbereitschaft in keinem

Fall auf Teilzeitarbeit besehränhbar s i° Diese Auslegung des

u5 76 lbs° 1 AVAVG werde auch durch 5 36 AVAVG gestützt, wonach

die Vermittlung in Ar sit den L istungen der Arbeit;losenversi-V

cherung und Arbeitslosenhilfe (Alhi) vorgehe„ Die vom LSG vertre—
tene Auffassung su—Ö 76 Abs„ 1 Nr° 3 AVAVG stehe hierzu in Wider—

spruch, zumal die Gefahr bestünde, daß den betreffenden Personen

unter Umständen jahrelang Alg und dann noch Alhi gewährt werden
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müsse, ohne jede Chance, sie zu vermitteln° Eine derartige

Auswirkung und Handhabung sei jedoch mit Sinn und Zweck die-

ser Einricht tungen nicht vereinbar° Selbst wenn aus den Moti—

ven zu 5 76 AVAVG orkehnbar seih sollte, daß der Gesetzgeber

1nem bestimmten. P rsonenkreis eine Sonderstellung habe ein—

_räum en 1:ollen, was \ egen der Änderung des 5 88 des Regierungs—

entuurfs Z\eifelha ft sei, so habe dieser Wille doch keinen

Ausdruck gefunden und sei daher unbeschtlieh„ Im übrigen wä—

re eine solche Frivilegierung auch nicht berechtigt, da sie

zu einer ungleichen Behandlung jener Personen führen würde,

die wegen gemindertem Leistungsvermögen an Vollarbeit gehin_

dert seien (5 76 Abs° 1 Nr, 2 AVAVG). Diese seien nur dann
verfügbar, v:enn Halbtagsaarbeit üblich sei, wären also im Ver—

hältnis zu den Icrsoz‘ien nach 9 76 Abs° 1 Nr° 3 AVAVG entspre—

chend der Ausleguhg des LSG schlechter gestellt, ohne daß hier—

für ein verfassungsgercchtcr Grund erkennbar sei° Schließlich

gehe es auch nicht an, die negative Voraussetzung des 5 76 Abs,1

Nr, 3 AVAVG durch Umkehrsehluß in eine positive zu verwandeln.

Diese iuslegungsmethode, die geeignet sei, den Inhalt einer Ver—

schrift in das Gegenteil zu verkehren, sei nur dann statthaft,

wenn sich da 3 Gesetz nicht bereits nach seinem Wortlaut anwen—
den lasse, was bei 9 76 Abs" 1 Nr, 5 AVAVG indessen Zutr ffe°

essmt müsse also die Auffassung des LSG abgelehnt werden,

Da das erufungsfcricht seines schlich—reehtl iehen tcndpunk—

tes wegen keine Fes ts tellungon über die Übliehkeit von Halb—

tages m*b it auf den für die Klägerin erreichbaren Arbeitsmarkt

getr ffen habe, könne das Bundessoz ialgeri cht in der See he

selbst nicht entscheiden;

Die Beklagte beantragte daher,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils den

Rechtsstreit zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das LSG zurückzuverweiseno

Die Klägerin bez-1ntragte,

die Revision zurückzuweisen

(wörtlich: "zu verwerfen");
_
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Sie hält die vom Berufungsgericht vorgenommene Auslegung des % 76

Abs. 1 Nr, 3 AVAVGfür rechtens„ Durch diese Vorschrift seien Per41

sonen wie die Klägerin, die durch besondere Bindungen en der Voll—

arbeit gehindert seien, aber im Bereich einer mehr als 24—Stundcn—

Woche bis zur
Ganztagsbesehäftiéung arbeitsuchcnd, arbeitsfähig

und arbeitswillig seien, ausdrücklich vom Gesetzgeber begünstigt,

Die Entscheidungsgründe des LSG seien deshalb zutreffend,

Die durch Zulassung statthafte (@ 162 Abs, 1 Nr° 1 des Sozialge—

richtsgesetzes — SGG —) Revision ist zulässig; denn sie wurde

auch form— nd fristgerecht eingelegt sowie begründet (95 164,

166 see), ' *

Die Revision ist jedoch nur teilweise gerechtfertigt°

Prozeßrechtlich zunächst muß die Revision der Beklagten insoweit

zum Erfolg führen, als diese durch das Urteil des SG verpflichtet-

werden ist, der Klägerin einen neuen Bescheid über die Gewährung

von Alg auch über den 20 Juni 1959 hinaus zu erteilen,

Streitgegenstahd ist.der Entzichungsbcscheid der Beklagten vom

80 Juni in der Fassung des Widerspruehsbcseheides vom «„ August

1959 (@ 95 SGG)„ Das Begehren der Klägerin ging dahin, den Rest—
snsprueh von Alg für 80 Wochentege nach der ursprünglichen Bewil—
ligungsverfügung auszusehöpfcn und im Bezug der Versieherungslei-

stungen zu bleiben, Dieser prozess ale Anspruch
war aber bereits

mit der Aufhebung des Entziehungsbeseheides zu erreichen, da als

Folge davon der frühere Bewilligungsbcschcid der Beklagten vom
160 Jenuar 1959 unmittelbar wieder in Kraft tritt (ständige Recht—

sprechung des Bundessozialgerichts — BSG f, vgl° Breitho 1960,

1030 und SozR zu @ 144 SGG Bl° Da 4 Nr, 15)„ Mithin bestand hier

neben der Aufhebungs— (Anfechtungs—) Klage kein Rechtsschutzbe—

dürfnis für eine damit verbundene Leistungs— oder Verpflichtunge—

kluge, Des LSG mußte infolgedessen, nachdem das SG die Klage inso—

weit nicht als unzulässig abgewiesen hatte, der Berufung stattge—

ben° Es durfte nicht davon ausgehen, daß die Beklagte sich gegen

diese Form der Verurteilung mit der Berufung nicht gewehrt hätte,

.und damit die Entscheidung des SG über die Verpflichtungsklege als

2 ' 0W18 hen den Beteiligten'bindend ansehen° Wenn die Beklagte wäh—

_7_

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


I V °

_ 7 _

rend aller Stufen des Verfahrens darauf beharrte, daß ihr Ent—

zichungsbeseheid reehtbns sei, so brachte sie damit zugleich

zum Ausdruck, daß sie seit dem 20 Juni 1959 nicht mehr ver—

pflichtet sei, die geforderte Leistung zu erbringen„ Nicht

sinnvoll wäre es, wenn sie sich mit dieser Begründung einer—

seits gegen die Beseitigung ihrer Entzugsmaßnehme wenden9 an-
dererseits aber den VerpflichtungSsnsgrg h zur Erteilung ei—

nes (positiven) Lcistungsbescheidcs hinnehmen wollte° Obwohl
sie diesbezüglich gegen ihre Verurteilung besondere Ausführun—

gen nicht machte, ist ihren Vorbringen allgemein doch zu ent-

nehmen, daß sich ihre Berufung insgesamt gegen das erstinstcnz—

liche Urteil rie1tcte° Das LSG hätte somit auch die zuléissig—

keit der Verpflichtungsklage prüfen und diese unter‘Aufhebung
des SG—Urteils insoweit mangels Reehtssehutzbedürfnisses ab—
weisen müssen° Da es des unterlassen hat, mußte auf die Revi—

sion der Beklagten das Berufungsurteil entsprechend abgeändert

werden°

Saehlieh—reehtlieh hat das LSG den Anspruch der Klägerin auf

Alg auch über den 2° Juni 1959 hinaus zutreffend anerkannt und
dementsprechend die Aufhebung des Entzichungsbescheides der Be-
klagten vom 8° Juni 1959 in der Gestalt des Widerspruehsbeschei—

des vom 4„ August 1959 durch das SG bestätigt„ Die Klägerin
' 76 Abs„ 1 Nr„ 3 AVAVGi„a„r. vom3„ April 1957steht nach &

(BGBl I, 322) auch für diesen Zeitraum der Arbeitsvermittlung

zur Verfügung° Das LSG hat dabei ohne Rechtsirrtum festgestellt,

daß es bei Anwendung der Nr„ 3 nicht darauf ankommt, ob auf den

Arbeitsmarkt des Bezirkes unterhalb der Vollarbeitsseit liegen—

de Besehäftigungsverhältnisse üblich sind“ Diese Vorschrift.be—
wirkt nämlich von dem sonst gültigen Grundsatz, daß als verfüg—

ber nur der anzusehen ist, dessen seitliche Arbeitsbereitscheft

und Arbeitsfähigkeit den üblichen Bedingungen des allgemeinen

Arbeitsmarktes entspricht, eine Ausnahme: Bei einem Arbeitslo—

sen, der infolge_tatsäehlieher oder rechtlicher Bedingungen

sowie sonstiger Umstände im Sinne des 5 76 !=.‘es° 1 Nr„ 3 keine

volle Beschäftigung, jedoch eine solche von mehr_als geringfü—
..gigem Umfang KG 66) sus:uüben vermag, fällt Gi0 Normeldauer der|.)
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Arbeitszeit nicht unter die üblichen Bedingungen des allge—‘ ‘uw
meinen Arbeitsmarktes, Unstreitig ist, daß die Klägerin zu dem
derart begünstigten Personenkreis gehört; denn durch die erwiesene

Pflegebedürftigkeit ihres schwerkriegsbeschädigten Ehemannes ist
sie durch "sonstige U.stände" gehindert, Vollerbei b zu leist n,
wobei dehinstehen kann, ob man ihre Bindung als tatsächliche oder

als rechtliche ansieht, Ferner über: hreitet die Bereitschaft der
Klägerin zu Halbtcgssrbeit den Rahmen der Geringfügigkeit; sie ent—

ericht zudem in der Verteilung der Arbeitszeit (t ezgliehe Arbeits—
zeit von 7,30 bis 14,00 Uhr) den auch sonst für H”“ls “be chäfti—

gungen üblichen Bedingungen°

Diese Auslegung des @ 76 Abs° 1 Nr° 5 AVAVG, die von Rechtsprechung

und Schrifttum fast ausnahmslos geteilt wird (vgl, LSG Schleswig
in Berndt/Dracgcr Bd, I 5 76 II Rechtsprechung Nr° 31; LSG Hessen

in Berndt/Draeger, aaO, Rechtsprechung‚Nro 32; Draeger/Buchwitz/

Schönefelder, Kamm, z° AVAVG @ 76 Ann, 5 und 16 ff„, Schmalz, So—

ziale Sicherheit, 1961, 138 ff„; Muss, Soziale Sicherheit, 1961,
216; Stock ABA 1958, 156; BuChwitz ABA 1958, 120; Jahn und Agathe„

Soziale Sicherheit, 1959, 133), wird von den Gegenergumentcn der

Beklagten nicht erschüttert, Insbesondere ist ihrl liinv: eis auf Satz—

b su und Gliederung dieser Ver sohri ft nicht durchgreifcnd Der äu—

ßeren lern nach könnte es zwar den Anschein haben, als ob die Vor-

„ ssetzung einer ”Beschäftigung unter den üblichen Bedingungen des

allgemeinen „reeitsmcrktes“ sich ohne jede Ausnahme auf alle drei

Nummern des 3 76 Abs° 1 bezieht° Eine solche Sehlußfolgerung recht—

fertigen aber weder Üortlsut noch Sinn und Zweck des Gesetzes; sie

nehmenvielmehr die Nr, 3 aaO von iener Beziehung gern de aus, Wenn()

-wder Gesetzgeber somit auf der einen seite denjenigen für verfüg‚cr

erklärt, der z\fsr durch sonstige Ums tende gehindert is ,
Voll;r—

«) HV |beit zu verrichten, aber noch eine me als geringfügige Beschäf—

tigung ausüben kann,_denn ist diese tatbeständliche Fixierung der

Verfügbarkeit für einen bestimmten Bereich nicht dadurch wieder

aussuräumen, daß die unterh339der Vollarbeit liegende, aber mehr

als geringfügige Be: ehéftigung, die eben noch zur Bejahung der Ver—

fugbarkcit ausreichte, ander rseits durch eine Bezugnahme auf die'
..

"übliche urbeitsscit” zu@ Merkmal der "Hiehtverfügbsrk it“ gemacht
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wird„ Dérart würde diekim Gesetzestext enthaltene zeitliche
Grenze durch eine nachfolgende Bestimmung gegenstandslos ge—.

macht„ Darauf liefe die von der Beklagten vertretene. Auffas—

sung jedoch hinaus° Ihr beizupflichten, würde bedeuten, daß
die Regelung der Nr, 3 nicht nur unlogisch und sinnwidrig,

sondern auch überflüssig wäre, weil nach dem allgemeinen Grund—

satz des @ 76 Abs° 1 AVAVG eine Beschä tigung unter den übli—

chen Bedingungen ohnehin zur Verfügbarkeit führt, also süeh

Halbtegserbeit, wenn sie üblich ist, Würde man der Beklagten

folgen, dann wäre ein vernünftiger Anlaß, die Nr° 3 aaO in das

Gesetz einzufügen, unerfindlicho

Die unter grammatischen und logischen Gesichtspunkten vorgenom—

mene Auslegung des 5 76 Abs„ 1 Nr° 3 AVAVG wird auch durch die Ent-

stehungsgeschiehte dieser Norm gestützt, wie bereits das LSG

zutreffend fcststelltc° Nach dem Regierungsentwurf eines Än—

derung sgesetzes zum AVAVG vom 17 Wrz 1955— BT—Drucks„ 1274,
2„ Wahlperiode — war in Anlehnung an 5 87 a Abs, 2 AVAVG a? ein

@88 Abs° 2 wie folgt vorgesehen: "Als vermittlungsfähig gilt,
vor wegen tatsächlicher oder rechtlicher Bindungen, gesetzli—

cher Besehuftigungsverbote oder behördlicher Anordnungen nicht

fur die übliche Arbeitszeit, aber noch für mehr als vierund—

zxsanzig Stunden \echcnt.Lich ein Arbeitsverhält is unter den

sonstigen üblichen Bedingungen des allgeme inen'freien Arbeits—
marktes eingehen kenn" (vgl 5 13 aa )° Diese Fassung ent—

spricht, wie die dazu gegebene amtliche Begründung (vgl„ S 120
aaO) ebenfalls erhcllt, der vorstehenden Auslegung des @ 76

Abs, 1 Nr, 5 AVAVG° Wenn diese Vorschrift letztlich eine vom

\Me laut 0 geplanten @ 88 des Entwurfs abweichende b‘assung

erhielt, so 'eschah dies, wie das LSG zutreffend ausführt, aus

redaktionellen Gründen, nicht aber, weilvdcr Gesetzgeber eine

nexeich nde Regelung treffen xollte (BT—Drucks„ 2101, 20 Wahl-

periode, 3° 4; .5T—Drrueks° 2714, 2° Wahlperiode, S, 7, jeweils

zu 5 88)°

O
:

L'
)

Der danach erkennbare Wille des Gesetzgebers hat entgegen der
Auffassung der Beklagte:n im Gesetz selbst hinreichend Ausdruck
gef nden, wie obige wörtliehe und logische Auslegung des 9 (6
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Abs, 1 Nr, 3 AVAVG erweist° Diese ■egelung ist durchaus sinnvoll

und entspricht damit auch den Anforderungen der teleologisehen
Auslegungsmethode (Vgl° statt vieler: Enneccerus—Nipperdey, All—

gemeiner Teil des bürgerlichen Rechts‚d4° Bearbeitung, 10 Halb?

band 1952 55 51 ff„ 5, 192 ff„)° Wohl stellt 5 36 AVAVGden Grund—
satz auf, daß die Vermittlung in Arbeit den Vers ichcr1ung„ leistun—_

gen vorgehen soll Dieser enthält jedoch in ers er Linie eine Nei—

sung an die Verwaltung bezüglich ihres Tätigwcrdens, dient aber

keinesxvegs dazu, einen vom Gesetz eingeräumten Leis tungse 11„p1uch

zu versegcn, wenn die Vermittlung im Einzelfall zunächst „er en

der tatsächlichen Umstände nicht möglich ist Aufgabe der Arbeits—

losenversicherung ist der Schutz des Arbeitnehmers vor den wirt— _

schaftlichen Fol gen einer unverschuldeten Arbeitslosigkeit, Dieses

Ziel rechtfertigt bei der Vielschicht igkeit des Prbeits lebens und

wegen der Versehiedenartigkeit der sozialen Verhältnisse doeh

sachlich begründete Unterschiede in den Leistungsbedingungcr.o Mit

Recht hat daher auch des AVAVG besonders sehutzwürdigen r rsoncn—

gruppen eine Sonderstellung eingeräumt, wo dies nötig wird (vgl

zB @76 Abs, 2, 59 131 ff„, 19 13 & ff„, @185 Abs, 2 u,a„)„ Die
gleiche Bedeutung hat 5 76 Abs, 1 nr, 3 AVAVG° Es entspricht dem

Grundgedanlzen wie dem Zweck einer sozial gerechten Arbeitsver.i tt—

-lung und Arbeitsloscnversicherung, wenn man diese Vorschrift dahin

versteht, daß sie einem bestimmten Persoa11cnkreis, der aus sozialen,

ethischen und nicht zuletzt srbeits11erktpoli ti: chen Überlegungen
besonders schutzbedürftig und schutzwürdig ist, seinen durch ver—

sichtungspfliehtige Be: ehä ftigung cr„orbenen Lnsprueh erhä lt, auch

wenn jene Menschen aus Grdnden, die sie nicht zu vertreten haben,

dem Arbeitsmarkt in zeitlicher Hinsicht vorübergehend nicht voll

zur Verfügung stehen„ Wie der erkennende Senat bereits in seiner
Rechtsprechung festgestellt hat (vgl° BSG 11,16,21), werden

forte chreitend in der nirt schaft immer häufig er Besehditigungsvcr—*

‚hältnisse von zwar weniger als 48, aber mehr als 24 Stunden abge—

schlossen° Deshalb dürfte es einen Ausnahmefell bilden, daß unter

Nr, 3 330 fallende Arbeitslose, die arbeitswillig und arbeitsfühig

sind, während längerer Dauer überhaupt nicht in Halbtsgsstellcn

irgendwelcher Art vermittelt 1erden könr en, Infolged ssen besteht
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zwischen 5 76 Abs° 1 Nr° 3 und 5 56 AVAVGkein Widerspruch°
Erstere Vorschrift stellt ferner aueh keine Neuerung der, son;

dern die Fortführung eines bereits in @ 87 a Abs„ 2 AVAVG aF

für den gleichcn'i ersehenkreis enthalt onen Schut zgcdankens°

Schließlich bedeutet es — entgegen der Ansicht der Beklagten
—

auch keinen Verstoß gegen den Gleichheitssatz (Art° 3 des
Grundgesetzes), wenn<br durch besondere tatsächliche oder
rechtliche Bindungen an der Vollarbeit gehinderte Personenkreis

hinsichtlich der Anspruchsvoraussetsungen anders — günstiger —
gestellt wird als die nach ihrem Leis tungsvermögen bez ehr ünk—

ten Personen, bei denen eine gringfügige Beschäftigung nur

dann als eine solche unter den üblichen Bedingungen des allge—

meinen Arbeitsmzarktes anzusehen ist9 \:enn d r atige Besehüfti—.

_gung3ver.ältnisse auch üblich sind, also nicht nur vereinzelt

vorkommen° Dem Gesetzeswortlaut nach en„hält die Nr
„ 2 aaO im

Gegensatz zu Nr„ 3 nicht die Bezugnahme auf die Geringfügig—

keitsgrenze des @ 66 AVAVG„ Aber auch hinsichtlich der sozia—

len Schutzfunktion liegen unterschiedlich3Tatbestände zugrunde

die eine verschiedene Behandlung recht fertigeno Den Leistung:-

geminderten (Nr, 2) werden in der Regel zum Ausgleich von Kör—

\:

persehüden oder Lei „tu! sa usfall anderweit Bezüge öffentlich—

“rechtlicher irt (Unia llrente, Berufsunfühigkcitsrente ua) ge—
währt° Für die nach Nr° 3 aaO gebundenen Personen ist dies je—

doch1 ormalervezise nicht der Fall„ Sie bedürfen deshalb eines

erleichterten Zugangs zum Lei stungsanspruch aus der Arb itslo-

senversichcrung und der Arbeitmosenhilfe° Deswegen hat offen-

sichtlich der Gesetzgeber die Ausnahneregelung getroffen, daß

ein „.rbeitsloser‚ der wegen tatsächlicher oder fcchtlichcr Bin—

urgen se\:ie so nstiger Umstände keine volle Beschäftigung wohl9,

ber eine solche von mehr als geringfügigen Umfang ausüben kann,(’)

er A1beitsvermittlung zur Verfügung steht, ohne daß besonders

u prüfen ist, ob Beschäf tigungsverhältnisze dieser Art undN

Dater auf dem allgemeinen „r„ beitsßrl:t üblich sind„

Nach alledem ist die Entscheidung des LSG rechtens, soweit sie
!

die Aufhebung des Entzichungsbescheidesa der Beklagten be„rifi't
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Diesbezüglich waren daher die Berufung und die Revision der Be—
klagten zurückzuweiscno

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG° Der Senat hat der
Beklagten die außergerichtlichen K03ten des Revisionsverfahrens

insgesamt auferlegt, weil der prozessual ungulässige Teil der

Klage nur einen geringfügigen Anteil ausmacht, materiell—recht—

lich hingegen die Klägerin in vollem Umfang obsiegt hat„
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